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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Lors de la procédure de consultation sur les modifications d'ordonnances dans le
cadre de la mise en œuvre de l'art. 121a de la Constitution (Cst), les avis relatifs à la
nouvelle obligation de communiquer les postes vacants ont été récoltés. A l'exception
de l'UDC, tous les participants ont approuvé les modifications de l'Ordonnance sur le
service de l'emploi (OSE). Les associations patronales ont toutefois pointé du doigt la
charge administrative supplémentaire engendrée par la mesure. En effet, les petites et
moyennes entreprises ne disposent pas forcément de personnel spécialisé, voire
d'unité juridique, pour y faire face. Concernant la valeur seuil basée sur le taux de
chômage à partir de laquelle l'obligation devient effective pour la branche
professionnelle, trois cantons (JU, NE, TI), le PS, les syndicats, l'Union des villes suisses
et les associations de travailleuses et travailleurs se sont prononcés en faveur de la
proposition du Conseil fédéral fixée à 5%. Les associations patronales, neuf cantons (AI,
BL, FR, GE, NW, OW, SZ, VS, ZG) et le PVL prônaient un seuil de 8%. S'agissant du délai
de restriction de l'information relative aux emplois vacants, treize cantons (AG, BE, BL,
BS, GE, GL, GR, NE, SG, SO, TI, UR, VS), le PRD, le PS, certains syndicats et associations
de travailleuses et travailleurs ont plaidé pour le délai de cinq jours proposé par le
Conseil fédéral. Le PVL et les associations patronales et professionnelles souhaitaient
un délai de deux voire trois jours. Le canton de Schwyz a rejeté l'avance en terme
d'information. De plus, quinze associations patronales ont préconisé une mise au
concours immédiate en l'absence de dossiers de candidature pertinents. Les syndicats
et le PS voudraient soumettre les employeuses et employeurs à un devoir de
justification concernant l'évaluation d'un dossier comme non approprié. Les
exceptions à l'obligation d'annonce des emplois vacants ont été accueillies
favorablement. Toutefois, les employeuses et employeurs aimeraient étendre les règles
d'exception. Pour les engagements de courte durée, ils ont soutenu la variante à
quatorze jours. Du côté patronal, la variante plus généreuse (moins d'un mois) a été
préférée. Finalement, les cantons ont salué le principe inscrit dans la Loi sur les
étrangers (LEtr), selon lequel ils sont responsables des contrôles et des sanctions. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.11.2017
DIANE PORCELLANA

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen sprang auch die Parteileitung der CVP
kurzfristig auf den Quoten-Zug auf. Sie befürwortete zwar den freien Personenverkehr
zwischen der Schweiz und den EU-Staaten, meinte aber, die Schweiz müsste die
Zulassung ausländischer Arbeitskräfte wieder beschränken können, wenn der
Ausländeranteil 20% übersteigen sollte. Dieses Vorprellen des Parteivorstandes wurde
vor allem von der welschen CVP-Basis wenig goutiert. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Abgeordnete der vier Bundesratsparteien schlossen sich zu einer Arbeitsgruppe
"Migration" zusammen, um konstruktive Kompromisse in der Ausländerpolitik
auszugestalten. Unter der Leitung von Nationalrat Engler (cvp, AI) gehörten der Gruppe
zwei Ständerätinnen - Beerli (fdp, BE) und Simmen (cvp, SO) -, zwei Nationalrätinnen -
Fankhauser (sp, BL) und Heberlein (fdp, ZH) - sowie drei Nationalräte - Fischer (svp,
AG), Seiler (svp, BE) und Strahm (sp, BE) - an. Im Vordergrund ihrer Abklärungen standen
die Themen Arbeitsmarkt und Beziehungen zum europäischen Umfeld, Saisonnierstatut,
Asylwesen, Rückführung von Flüchtlingen aus Ex-Jugoslawien, Assimilierung der
Ausländer und Ausländerinnen sowie ein ausgewogenes Verhältnis zwischen
einheimischer und ausländischer Bevölkerung. Nachdem es im Frühjahr noch nach
einem breiten Einvernehmen unter den Parteien ausgesehen hatte, wurde im Herbst
klar, dass sich zwischen der SP und ihren bürgerlichen Diskussionspartnern ein tiefer
Graben aufgetan hatte. Grundsätzlich war sich die Arbeitsgruppe einig, dass das Drei-
Kreise-Modell fallengelassen und durch eine Nachbarschaftsregelung mit den EU- und
Efta-Staaten abgelöst werden sollte. Uneinig waren sich die Parteien aber in der Frage,
wie dieses grenzüberschreitende Regelwerk aussehen sollte. Die SP votierte für den EU-

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.10.1996
MARIANNE BENTELI
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Beitritt und damit auch für die Personenfreizügigkeit, währenddem CVP und FDP den
Weg der bilateralen Beziehungen gehen wollten und für ein Abkommen mit einer
Schutzklausel plädierten; die SVP wollte an den Kontingenten festhalten. Auch in der
Frage der Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern aus Ex-Jugoslawien blieben die
Differenzen unüberbrückbar. 3

Die SVP nahm an ihrer Delegiertenversammlung Anfangs Juli ebenfalls Stellung zur
Ausländerpolitik, stellte diese aber fast ganz in den Schatten der Asylproblematik und
der „inneren“ Sicherheit. Bemerkenswert war allenfalls, dass die Partei vorschlug,
ausländischen Familien, deren Kinder in der Schule mehrfach gewalttätig waren, sei die
Niederlassungsbewilligung zu entziehen; zudem müssten diese Eltern ihre Kinder
„gesondert“ unterrichten lassen und dies auch selber bezahlen. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Mai stellte die FDP ihr Papier zur Migrationspolitik vor. Im Bereich der
Ausländerpolitik bewegte es sich ganz auf der Linie des Bundesrates. Wie im neuen
Ausländergesetz vorgeschlagen (siehe unten), wollen die Freisinnigen die Zuwanderung
von ausserhalb der EU und der EFTA auf Hochqualifizierte beschränken, diesen aber
attraktive Aufnahmebedingungen für eine zeitlich unbefristete Zuwanderung anbieten.
Diese müsse sich an den Interessen des Landes in den Bereichen Wirtschaft und
Sozialwerke orientieren. Zur Verhinderung unerwünschter Konsequenzen sollen
genügend Ressourcen für Integrationsmassnahmen zur Verfügung gestellt werden. Eine
Verschärfung der Haltung konnte in der Asylfrage festgestellt werden. Mit Blick auf die
SVP mahnte die FDP zwar, angesichts des geringen Anteils der Asylsuchenden an der
Zuwanderung (weniger als 7%) die Relationen zu wahren. Für „Armutswanderer“ und
„Wirtschaftsflüchtlinge“ sieht aber auch die FDP in der Schweiz keinen Platz. Sie
verlangte eine weitere Beschleunigung des Asylverfahrens, den konsequenten Vollzug
der Wegweisungen, rigorose Sparmassnahmen bei den Fürsorgekosten für
Asylbewerber sowie eine prioritäre Ausrichtung von Entwicklungshilfegelder an jene
Länder, die bereit sind, durch Rückübernahmeabkommen mit der Schweiz zu
kooperieren. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.05.2002
MARIANNE BENTELI

Die CVP stimmte an ihrer Delegiertenversammlung einem knapp gehaltenen
Positionspapier zur Migrationspolitik zu. Auch hier waren Akzentverschiebungen nicht
zu übersehen. So hatte sich ein ausländerpolitisches Papier drei Jahre zuvor fast nur
mit der Integration befasst. Neu wurde die ausländische Wohnbevölkerung zwar
ausdrücklich in die „Gemeinschaft Schweiz“ einbezogen und die Zuwanderung als
wirtschaftlich notwenig bejaht, doch wurden auch unmissverständlich verschiedene
Bedingungen gestellt. Die Integration wurde zur „Holschuld“ erklärt: Zugewanderte
sollen sich mit der Kultur des Landes vertraut machen, innert nützlicher Frist eine
Landessprache lernen und ihre Fortschritte jeweils bei der Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung belegen. Arbeitgeber, Gemeinden, Kantone und verstärkt der
Bund sollen die Eingliederung unterstützen. Vergehen und Verbrechen müssen nach
Ansicht der CVP vermehrt mit Landesverweisung geahndet und Scheinehen für ungültig
erklärt werden. In der Frage der Zulassung unterstützte die Partei die bundesrätliche
Lösung mit den zwei Kreisen. Bei den Kurzaufenthaltsbewilligungen übernahm sie aber
die schon früher geäusserte Haltung der SVP: Bewilligungen für vier bis sechs Monate
sollen – mit Blick auf Landwirtschaft, Bau- und Gastgewerbe sowie den Pflegebereich –
kontingentiert, aber nicht generell an Qualifikationen gebunden, der Familiennachzug
dabei ausgeschlossen sein. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Annahme der Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“
rückte die Integration noch stärker in den Fokus der grossen Parteien. Der CVP-
Präsident Darbellay sorgte mit seiner Forderung nach einem Verbot von
Separatfriedhöfen für Juden und Moslems für Aufsehen und die SVP nutzte das
Abstimmungsresultat, um ihre Rhetorik gegenüber allen Einwanderern zu verschärfen.
Die FDP diskutierte infolge des Abstimmungsergebnisses über ein politisches
Massnahmenpaket. Im Vordergrund stand dabei die alte freisinnige Forderung nach
einem nationalen Integrationsgesetz. Zudem möchte die Partei bei ihrem
Integrationsmotto „fördern und fordern“ den Akzent stärker auf die Pflichten verlagern.
Die SP konkretisierte vor allem ihre Positionen gegenüber dem Islam. Sie entwarf ein
Positionspapier, in welchem schulische Ausnahmeregelungen für moslemische Kinder

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2009
ANDREA MOSIMANN
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abgelehnt werden. 7

Im Dezember verabschiedete der Bundesrat eine Änderung der Verordnung über
Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit. Mit der Teilrevision werden zwei
Kategorien von Kontingenten für Kurzaufenthalts- und Aufenthaltsbewilligungen
geschaffen: Ein Kontingent für Kurzaufenthalter und Aufenthalter für Nicht-EU/EFTA-
Staatsangehörige sowie ein Kontingent für Kurzaufenthalter und Aufenthalter aus EU-
EFTA-Staaten, die in der Schweiz länger als 120 Tage eine grenzüberschreitende
Dienstleistung erbringen. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Vorfeld der Wahlkampagne griff die SP den Problemkreis der Asylpolitik auf; der
Parteivorstand hiess in einem Thesenpapier die Beschleunigung des Asylverfahrens,
die prinzipielle Aufnahme von Tamilen sowie Kurden aus dem Südosten der Türkei als
Gewaltflüchtlinge und die Einsetzung einer Unabhängigen Beschwerdeinstanz gut. Im
übrigen forderte die SP, dass Asyl grosszügiger gewährt wird und führte aus, dass es mit
einer liberaleren Anerkennungspraxis einfacher wäre, negative Entscheide konsequent
zu vollzuziehen. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Heftige, auch parteiinterne Kritik provozierte ein Vorschlag der CVP, wonach die
ausländische Wohnbevölkerung auf 20% begrenzt werden solle. Die Partei musste sich
vorwerfen lassen, aus wahltaktischen Gründen Anliegen rechtsextremer Kreise
aufzunehmen. In einem CVP-Standpunkt «Auf dem Weg zu einer Migrationspolitik in
der Schweiz» (Bern 1995) hatte die Partei zu Beginn des Jahres wesentlich liberalere
Grundsätze postuliert. 
Auf Druck der Walliser und Freiburger Kantonalparteien musste die CVP aussserdem im
November ihre Vernehmlassung zur Neat widerrufen, in der sie der Gotthard-Achse
gegenüber der Lötschberg-Achse Priorität eingeräumt hatte. Die CVP korrigierte sich
und sprach sich neu wieder für die gleichzeitige Realisierung der Achsen aus.
Parteipräsident Anton Cottier wurde aber Führungsschwäche vorgeworfen. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.11.1995
EVA MÜLLER

Im April gab neben den drei anderen Bundesratsparteien auch der SVP-
Fraktionsvorstand dem Bundesrat die Zustimmung für ein erweitertes
Verhandlungsmandat für die bilateralen Verhandlungen mit der EU, das Zugeständnisse
im freien Personenverkehr und im Landverkehr vorsah. Prompt kündigte Christoph
Blocher das Referendum an. Parteipräsident Maurer, der ebenfalls seine Unterschrift
zum erweiterten Mandat gegeben hatte und dafür teilweise stark kritisiert wurde,
betonte jedoch, dass die SVP die volle Freizügigkeit im Personenverkehr weiterhin
ablehne. Von einem bilateralen Abkommen erwarte sie, dass das Thema EWR 2 oder gar
EU-Beitritt damit vom Tisch sei. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.04.1996
EVA MÜLLER

An einer Delegiertenversammlung in Herisau verabschiedete die Partei ein
Positionspapier mit einer ganzen Reihe von Forderungen, die auf eine härtere Gangart
im Asylbereich abzielen. So müsse vor allem die Schweizer Südgrenze durch einen
massiven Ausbau des Grenzwachtkorps besser gesichert werden, wenn nötig mit Hilfe
der Armee. Gegen Länder, die die Rücknahme ihrer Staatsangehörigen verweigerten,
seien diplomatische und handelspolitische Zwangsmassnahmen zu ergreifen, und
Gelder aus der Entwicklungshilfe seien nur noch an kooperierende Länder
auszubezahlen. Ausserdem forderte die SVP eine Einschränkung der Rechtsmittel im
Asylverfahren. Schliesslich schlug sie ein Bundesamt für Migration vor, in welchem das
Bundesamt für Flüchtlinge und das Bundesamt für Ausländerfragen aufgehen sollen. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.1997
EVA MÜLLER
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In ihrem Positionspapier zur Migrationspolitik sprach sie sich für eine erschwerte
Zuwanderung von Ausländern aus sowie für die Herabsetzung der Altersgrenze von 18
auf 14 Jahre für den Familiennachzug. Ferner hielt sie die Ausarbeitung eines
Gegenvorschlages zur Volksinitiative «für eine Regelung der Zuwanderung», die den
Ausländeranteil auf 18% begrenzen will, im Gegensatz zum Bundesrat für unerlässlich.
Bei den Einbürgerungen befürwortete die Partei zwar die erleichterte Einbürgerung von
Jugendlichen der zweiten Generation, davon abgesehen soll die Einbürgerungspraxis
hingegen restriktiver gehandhabt werden. Im Asylbereich sollen kriminelle, renitente
und papierlose Asylsuchende in bewachten Kollektivunterkünften bis zur Ausschaffung
untergebracht werden. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.03.1998
URS BEER

Der Verfassungsartikel über eine Energielenkungsabgabe war dereinst als Gegenentwurf
zur zurückgezogenen Energie-Umwelt-Initiative unter namhafter Beteiligung der FDP im
Parlament zustande gekommen. Im August entschieden sich die Delegierten jedoch
gegen die vor der Volksabstimmung stehenden Energievorlagen. Sehr deutlich lehnten
die Delegierten auch die 18-Prozent-Initiative zur Begrenzung der Einwanderung ab,
deren Urheber, der Aargauer Grossrat Philipp Müller, dem Freisinn angehört. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.2000
DANIEL BRÄNDLI

Obschon Umfrageergebnisse darauf hindeuteten, dass viele CVP-Wählerinnen und
Wähler die Asylinitiative der SVP befürworteten, lehnten die CVP-Delegierten die
Vorlage mit bloss einer Gegenstimme ab. Trotz Einwänden des christlich-sozialen
Flügels empfahlen sie die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zur
Annahme. In einem Papier zur Migrationspolitik sprachen sich die Delegierten wie die
SVP für Kurzzeitarbeitsbewilligungen auch für wenig qualifizierte Personen aus dem
Ausland aus, die in der Landwirtschaft, im Bau- und Gastgewerbe sowie in der Pflege
gebraucht würden. Eingewanderte sollten sich mit der Kultur der Schweiz vertraut
machen und über ihre Integrationsbemühungen regelmässig Rechenschaft ablegen. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung in Auvernier (NE) sprachen sich die
Christlichdemokraten mit 185:1 Stimmen für die Ausdehnung des
Personenfreizügigkeitsabkommens auf die neuen EU-Staaten aus und mit 176 Stimmen
zum Beitritt zu den Polizei- und Asylabkommen von Schengen und Dublin. Gemäss
Parteipräsidentin Leuthard wolle sich die CVP nicht einfach der Kampagne der
Wirtschaft anschliessen, sondern bilde ein eigenes Abstimmungskomitee und
investiere mindestens 300'000 Fr. in eine Plakatkampagne. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.02.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende Juni sprachen sich die Sozialdemokraten in Freiburg nach einem engagierten
Plädoyer des St. Galler Nationalrats und Präsidenten des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes, Paul Rechsteiner, mit 161:3 Stimmen bei einer Enthaltung für die
Ausdehnung des freien Personenverkehrs auf die zehn neuen EU-Staaten aus. In einer
einstimmig verabschiedeten Resolution der Westschweizer Kantonalparteien verlangten
die Delegierten jedoch von den Kantonsbehörden mehr effiziente Kontrollen, um Lohn-
und Sozialdumping zu verhindern. Einstimmig beschlossen wurde auch die
Unterstützung der SGB-Initiative für ein flexibles Pensionierungsalter ab 62. Vor dem
Hintergrund der Erfolge von Rot-Grün bei den kantonalen Wahlen erklärte
Parteipräsident Fehr, dass die Linke legitimiert sei, einen dritten Sitz im Bundesrat zu
fordern, sollte sich der positive Trend bei den nächsten eidgenössischen Wahlen
fortsetzen. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Mit 297:94 Stimmen gaben die SVP-Delegierten in La Chaux-de-Fonds (NE) die Nein-
Parole zur Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens auf die neuen EU-Länder heraus
und stellten sich damit gegen Bundesrat Blocher und die Nationalräte und Unternehmer
Peter Spuhler (TG) und Hansruedi Wandfluh (BE), welche sich für die Vorlage
ausgesprochen hatten. Blocher hatte vor übertriebenen Hoffnungen gewarnt, mit der
Personenfreizügigkeit die Schweizer Wirtschaft retten zu wollen, aber festgehalten,
dass die Schweiz den Schritt wagen sollte. Zu einer kleinen Debatte führte ein
Thesenpapier über die Liberalisierung der Agrarpolitik. Dieses bekräftigte die
Multifunktionalität der Landwirtschaft und die Forderung nach einer staatlichen
Abgeltung für bäuerliche Leistungen, verlangte jedoch von den Bauern, von
„Staatsbeamten“ zu Unternehmern zu werden. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.08.2005
MAGDALENA BERNATH
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An ihrer Delegiertenversammlung in Lausanne am 23. Juni verabschiedete die CVP ein
Wachstumspaket „Wirtschaftspolitik für mehr Beschäftigung und Lebensqualität“.
Dieses enthielt wenig Neues und war nicht umstritten. Die CVP forderte darin vor allem
einen besseren Transfer von Wissen in die Wirtschaft. Zudem richtete sie sich gegen
die Hochpreisinsel Schweiz und verlangte eine konsequentere Anwendung des
Kartellgesetzes. Die CVP stellte sich hinter die bilateralen Beziehungen zur EU und
befürwortete die Weiterführung der Personenfreizügigkeit und deren Ausdehnung auf
Rumänien und Bulgarien. Gleichzeitig betonte sie die Wichtigkeit von guten
wirtschaftlichen Beziehungen zu den USA und zu den Schwellenländern. Zudem hiess
die CVP die Unternehmenssteuerreform II mit 86 zu einer Stimme bei 3 Enthaltungen
gut. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.06.2007
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Juli in Brig (VS) befasste sich die SVP mit der
Vorlage zur Personenfreizügigkeit. Da das Parlament entschieden hatte, die
Weiterführung der Personenfreizügigkeit mit der EU und deren Ausdehnung auf die
neuen Mitglieder Bulgarien und Rumänien dem Volk im Falle eines Referendums als
eine einzige Vorlage zur Abstimmung vorzulegen, geriet die Partei in ein Dilemma:
Gegen eine Bekämpfung der ganzen Vorlage gab es Widerstand aus dem
wirtschaftsfreundlichen Flügel der Partei, mit einem Akzeptieren der Ausdehnung auf
Rumänien und Bulgarien lief die SVP aber Gefahr, viele Mitglieder an der Basis zu
enttäuschen. Die SVP hatte den Parlamentsentscheid zunächst als „Austricksen des
Volkes“ bezeichnet und angekündigt, gegen die Vorlage das Referendum zu ergreifen.
Der Zentralvorstand hatte im Mai ein Referendum befürwortet, im Juni richtete er sich
jedoch dagegen. Treibende Kraft war dabei alt Bundesrat Christoph Blocher. Die
Delegierten befürworteten den Verzicht auf ein Referendum mit 326 zu 166 Stimmen.
Die Junge SVP und einige Kantonalsektionen entschieden jedoch später, das von den SD
und der Lega lancierte Referendum zu unterstützen. Weiter wurde an der Versammlung
beschlossen, die AUNS-Volksinitiative „für die Stärkung der Volksrechte in der
Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk)“ aktiv zu unterstützen. Zudem wurde die neue
SVP-Sektion Graubünden in die Landespartei aufgenommen. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.07.2008
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Ende August in Basel verabschiedete die CVP ein
Positionspapier zur Volksschule, das unter anderem folgende Forderungen enthielt:
Eine gezieltere Sprachförderung, ein striktes Schulobligatorium, Naturwissenschaften
ab der ersten Klasse, die Schaffung von Tagesstrukturen und eine stärkere Einbindung
der Eltern. So sollen etwa Elternabende und andere Termine mit Eltern von den Schulen
obligatorisch erklärt werden können und Bussen bei unentschuldigtem Fernbleiben
möglich sein. Die CVP richtete sich gegen die freie Schulwahl, weil diese den
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Qualität der Schule gefährden könne. Kantone
sollen Privatschulen zwar unterstützen dürfen, es soll jedoch keine Bildungsgutscheine
geben, um den staatlichen Schulen nicht die Mittel zu entziehen. Die Delegierten
sprachen sich auch für das Konkordat Harmos aus. Die CVP fasste weiter für ein
mögliches Referendum über die Personenfreizügigkeit die Parole: Mit 213 zu 1 Stimme
stimmten sie der Weiterführung und Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit der EU
zu. Die Partei gab zudem die Nein-Parole zur Volksinitiative für die Unverjährbarkeit
pornografischer Straftaten an Kindern bekannt. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.09.2008
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung am 13. September in Neuenburg befürworteten die
Freisinnigen einstimmig die Weiterführung und Ausdehnung der Personenfreizügigkeit
mit der EU. Weiter forderte die FDP einen Ausgleich der kalten Steuerprogression
bereits auf 2009 mittels eines dringlichen Erlasses. Zudem sollen nach dem Willen der
FDP Gebäudesanierungen zur Einsparung von Energie mit Steuerabzügen gefördert
werden. Eine zweckgebundene CO2-Steuer lehnte die Partei ab. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.09.2008
SABINE HOHL

Ende Oktober empfahl die SVP-Parteileitung die Nein-Parole zur Personenfreizügigkeit
mit der EU. Das Referendum war ohne die Unterstützung der SVP Schweiz zustande
gekommen. Der Zentralvorstand empfahl im November ebenfalls ein Nein zur
Personenfreizügigkeit. Die Delegierten beschlossen die Nein-Parole Ende November
mit 432 zu 45 Stimmen bei 6 Enthaltungen. Die Befürworter der Vorlage aus dem
wirtschaftsfreundlichen Flügel der SVP blieben chancenlos. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.12.2008
SABINE HOHL
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Im Februar wurde die erweiterte Personenfreizügigkeit mit der EU vom Volk deutlich
(fast 60% Ja-Stimmen) angenommen. Die SVP hatte als einzige grosse Partei die Nein-
Parole zu der Vorlage ausgegeben. Am Abstimmungstag sprach Parteipräsident Toni
Brunner davon, eine Volksinitiative zur Begrenzung der Personenfreizügigkeit zu
lancieren. Er relativierte dies jedoch später: Man werde zunächst den
parlamentarischen Weg beschreiten. 24

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.02.2009
SABINE HOHL

Anfang Mai fand in Bern ein ausserordentlicher Parteitag der SVP statt, an dem die
Partei ihre Positionen in der Migrationspolitik bestätigte. In einer Resolution zum
Thema Asylrecht forderte die SVP unter anderem, dass Militärdienstverweigerer und
Deserteure kein Asyl mehr erhalten sollen. Vorläufig Aufgenommenen soll nach dem
Willen der SVP die Sozialhilfe gestrichen werden. Zudem soll das Grenzwachtkorps um
200 bis 300 Stellen aufgestockt werden, um illegale Einreisen zu verhindern. In einem
breiter angelegten Positionspapier zur Migrationspolitik verlangte die SVP auch
Verschärfungen des Strafrechts. Betont wurde insbesondere, dass die schweizerische
Rechtsordnung gegenüber religiös begründeten Normen Vorrang habe und
durchgesetzt werden müsse. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.05.2009
SABINE HOHL

Ein Jahr nach der Volksabstimmung über die Erweiterung der Personenfreizügigkeit mit
der EU legte die FDP eine Zwischenbilanz vor. Sie bilanzierte, dass die Einwanderung
zwar zugenommen habe, die Negativfolgen aber nicht eingetreten seien wie es die
Gegner prophezeit hätten. Weder hätte die Arbeitslosigkeit zugenommen, noch sei das
Lohnniveau gesunken. Auch eine Zunahme von Kriminalität und Sozialtourismus sei
nicht zu beobachten. 26

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.02.2010
MARC BÜHLMANN

In einem im März präsentierten Positionspapier verdeutlichte die CVP ihre
Migrationspolitik. Sie spricht sich gegen die Abkehr von der Personenfreizügigkeit aus,
stellt sich aber auch gegen eine weitere Öffnung der Schweiz. Die Zuwanderung aus
nicht EU-Staaten möchte die CVP restriktiv handhaben. Als Bedingungen für
Einbürgerungen werden ein erfolgreicher Sprachtest und die Akzeptanz der
grundlegenden Schweizer Werte genannt, die Antragstellende mit der Unterzeichnung
einer Charta zu bekräftigen hätten. 27

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.03.2010
MARC BÜHLMANN

Im Januar des Berichtsjahres trat die FDP mit Vorschlägen zur Migrationspolitik vor die
Medien. Im Hinblick auf die aufgrund der Unruhen in Nordafrika zu erwartende
Zunahme von Einwanderungen sei eine Verschärfung der Regulierung anzustreben. Die
Immigration aus Drittstaaten müsse eingeschränkt werden, was insbesondere mit einer
Erschwerung des Familiennachzugs erreicht werden solle. Nur wer keine Sozialhilfe
beziehe, soll in Zukunft seine Familie in die Schweiz holen dürfen. Zudem sollen
Asylverfahren beschleunigt und Rückführungen konsequenter durchgesetzt werden.
Allerdings müsse die Zuwanderung von qualifizierten Einwanderern verstärkt gefördert
werden. Das Positionspapier, das unter der Federführung von Philipp Müller (AG)
entstanden war, stiess parteiintern auf Widerstand. FDP-Vertreter aus der lateinischen
Schweiz, wie etwa Dick Marty (TI) oder Claude Ruey (VD), erinnerten an die humanitäre
Tradition der FDP und des Landes. Am Parteitag Mitte Februar in Zürich sprach sich die
Mehrheit der Delegierten jedoch für eine härtere Gangart aus. In der Folge reichte die
FDP Ende September sieben Motionen zur Asylpolitik ein. Sie distanzierte sich
allerdings deutlich von der SVP-Masseneinwanderungsinitiative, durch die sie die
Personenfreizügigkeit und somit die Schweizer Wirtschaft gefährdet sah [30]. 28

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN

Lange Zeit eigentlich nicht prioritäres Thema der Sozialdemokraten, wollte man die
Federführung in der Migrationspolitik nicht mehr länger der SVP überlassen. Die SP
legte deshalb Anfang April in einem Positionspaper dar, was für sie kohärente und
umfassende Migrationspolitik bedeutet. Hauptforderung des Papiers war die
Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf Nicht-EU-Staaten. In bilateralen
Handelsbeziehungen müsse künftig auch der Migrationsaspekt miteinbezogen werden.
Es liege im Interesse der Schweiz, spezialisierte Arbeitskräfte aus der ganzen Welt zu
rekrutieren. Den negativen Folgen der Einwanderung – die SP führt diese auf die mittels
Steueranreizen organisierte Standortpolitik einzelner Kantone zurück – müssten mit
flankierenden Massnahmen in der Steuer- und Bildungspolitik sowie auf dem Arbeits-

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.2012
MARC BÜHLMANN
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und Wohnungsmarkt begegnet werden. Insbesondere in den Städten sei die
Schmerzgrenze erreicht. Mit gemeinnützigem Wohnungsbau, Mindestlöhnen und
Mindeststeuersätzen für Unternehmen, die nur noch in strukturschwachen Regionen
durch Steuervergünstigungen angelockt werden dürfen, könnten die Probleme
gemildert werden. Das 51 Kapitel und 149 Forderungen umfassende Papier deckte sich
weitgehend mit den Plänen der SP-Justizministerin Simonetta Sommaruga. So wurde
etwa auch ein effizienterer Vollzug im Asylwesen gefordert. Die Bundesrätin selber
machte sich bei einer Rede in Basel für eine konsequentere Ahndung von Missbräuchen
durch kriminelle Asylbewerber stark. Verantwortung übernehmen heisse auch
unattraktive Entscheide mitzutragen. Das Papier stiess auf interne Kritik und fast 900
Änderungsanträge gingen ein. Bevor es im Herbst an der zweitägigen
Delegiertenversammlung in Lugano diskutiert wurde, nahm die Geschäftsleitung einige
Präzisierungen vor. Eine Auseinandersetzung in der Asylfrage zwischen Cédric Wermuth
(AG) und Präsident Christian Levrat (FR) wurde in der Boulevardpresse zu einem
Hauskrach hochstilisiert. Wermuth warf der Parteispitze vor, mit dem Papier vor der
Rechten zu kuschen. In Lugano folgten die Delegierten den Vorschlägen der
Parteileitung mehrheitlich. Der linke Flügel setzte sich einzig mit dem Antrag durch,
dass Zwangsmassnahmen für die Ausschaffung verboten werden müssen. Angenommen
wurde auch ein Antrag der SP Graubünden, allen in der Schweiz geborenen Personen
automatisch das Bürgerrecht zu erteilen. Zudem fordert das verabschiedete Papier
auch die Legalisierung aller Sans-Papiers. 29

„Integration ist kein Selbstbedienungsladen“ hiess das Positionspapier, das die SVP
Anfang August präsentierte und mit dem sich die Partei gegen die Vorschläge des
Bundesrates zum neuen Ausländergesetz wandte. Dort wurde eine Erhöhung der
Ausgaben für Integrationsmassnahmen vorgeschlagen, die allerdings nur dann an die
Kantone ausbezahlt würden, wenn auch diese ihr Budget erhöhen. Integration sei aber
keine Staatsaufgabe, so die SVP, sondern beginne mit dem Herzen und sei deshalb eine
Angelegenheit der Ausländer selber. Wer sich nicht integrieren wolle, müsse das Land
verlassen. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN

Die Verhandlungen um die Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien boten
der SP wie schon in früheren Fällen im Zusammenhang mit den flankierenden
Massnahmen Gelegenheit für Kompensationsgeschäfte. Die Genossen kündigten Mitte
Januar an, nur Hand zur Ausweitung zu bieten, wenn der Wohnungsmarkt stärker
reguliert werde. Die Personenfreizügigkeit sei mitverantwortlich für die hohen Preise
am Wohnungsmarkt, weshalb ein besserer Mieterschutz und Massnahmen für
preisgünstigere Wohnfläche insbesondere in Städten nötig seien. Zudem forderte die
SP auch Anpassungen beim Lohn- und Arbeitnehmerschutz. Ein entsprechendes
Positionspapier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Baden
gutgeheissen. In der Diskussion gab es allerdings auch warnende Stimmen, dass die
Verknüpfung der Forderungen an die Kroatien-Abstimmung die Beziehungen Schweiz-
EU belasten könnte. Eine Kündigung der Personenfreizügigkeit dürfe nicht riskiert
werden. Als proeuropäische Partei könne man nicht zusammen mit der SVP gegen die
Ausdehnung auf Kroatien kämpfen. 31

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Die Grünen verabschiedeten ein von der Luzerner Nationalrätin Cécile Bühlmann
ausgearbeitetes Positionspapier zur Ausländerpolitik, in dem sie die
Personenfreizügigkeit innerhalb der EU und den Verzicht auf das «rassistische»
Dreikreisemodell forderten. Als Ersatz schlugen sie ein Einwanderungsgesetz vor, das
den Zugang für Fremde in die Schweiz regelt und erleichtert. Bis zur Verabschiedung
des Gesetzes solle eine paritätische Kommission entscheiden, wieviele Personen aus
Nicht-EU-Staaten aufgenommen werden sollen. Weiter forderte die Partei ein
erleichtertes Einbürgerungsverfahren, das einen Rechtsanspruch auf Einbürgerung
beeinhaltet, die Abschaffung der Zwangsmassnahmen, einen zivilstandsunabhängigen
Aufenthaltsstatus für Frauen und eine Integrationspolitik, die den Eingewanderten
gleichberechtigten Zugang zu allen gesellschaftlichen Bereichen sichert. 32

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.1996
EVA MÜLLER
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Im August befürworteten die Grünen mit 102:1 Stimmen die Ausweitung der
Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Länder. In einer Resolution forderten sie den
Bundesrat auf, unverzüglich einen „Plan Wahlen“ für die Energie aufzustellen, um die
künftige autonome Versorgung der Schweiz basierend auf erneuerbaren Energien
sicherzustellen. Konkret sehen die bereits im Mai vorgestellten „Energieperspektiven
2050“ eine 2000-Watt-Gesellschaft vor, wonach die Schweiz ihren Verbrauch bis 2050
pro Kopf und Jahr auf 17'500 Kilowattstunden resp. 2000 Watt senken soll, was einem
Drittel des heutigen Konsums und dem heutigen Weltdurchschnitt entspricht. Diese
Menge sei zu 100% aus erneuerbaren Energien zu produzieren – heute decken diese vor
allem aus Wasserkraft und Holz gewonnenen Energieträger nur 20% des Verbrauchs. In
einer zweiten Resolution sprachen sich die Grünen für eine Unterstützung der
Volksinitiative „Rettet den Schweizer Wald“ der Vereinigung Helvetia Nostra aus, die
sich gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene Teilrevision des Waldgesetzes richtet. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.08.2005
MAGDALENA BERNATH

Die PdA lehnte die Schengen/Dublin-Abkommen ab; diese führten dazu, dass
Unmengen von Personendaten gesammelt würden, was einen nicht tolerierbaren
Eingriff in die Privatsphäre darstelle. Auch bei der Ausweitung der
Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Länder hegte die Partei Vorbehalte; Sozial-
und Lohndumping seien unbedingt zu verhindern. Da sie sich aber immer für eine
Öffnung der Grenzen eingesetzt habe, gab die PdA zu dieser Vorlage die Ja-Parole
heraus. Ebenfalls Unterstützung erhielt das Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft,
nicht jedoch die Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten in Bahnhöfen. 34

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Januar in Luzern diskutierte und verabschiedete
die Grüne Partei ihre Wahlplattform. Im Bereich Umweltpolitik waren zentrale
Forderungen der Grünen der Ausstieg aus der Atomenergie, eine reduzierte
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen und eine starke Reduktion des CO2-Ausstosses.
Um diese Ziele zu erreichen, brauche es Lenkungsabgaben und eine Verbesserung der
Energieeffizienz. Die Grünen verlangten auch eine weitere Förderung des öffentlichen
Verkehrs, eine Erhöhung der Schwerverkehrsabgabe und die Einführung einer
Filterpflicht für Dieselfahrzeuge. Die Wahlplattform enthielt zudem einen neuen
wirtschaftspolitischen Abschnitt. Dieser war von Daniel Lampart, Chefökonom des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, verfasst worden. Gefordert wurde im
wirtschaftspolitischen Kapitel vor allem eine Entkoppelung von Wachstum und
Ressourcenverbrauch, wozu es eine ökologische Steuerreform brauche. Im
steuerpolitischen Bereich verlangten die Grünen eine nationale Erbschaftssteuer sowie
eine Besteuerung von Kapitalgewinnen und Devisentransaktionen. Was die Sozialpolitik
betrifft, setzte sich die Grüne Partei für mehr Lehrstellen, verbesserte
Arbeitsbedingungen für Zuwanderer, einen Mindestlohn von 3500 Fr. und für
einkommensabhängige Prämien in der Krankenversicherung ein. Unter dem Titel
„weltweite Gerechtigkeit“ forderten die Grünen die Ausdehnung der
Personenfreizügigkeit von der EU auf alle Länder weltweit. In der Europapolitik lautete
die Position der Grünen „Ja zu einem EU-Beitritt, aber nicht zu jedem Preis“. Mit ihrer
Wahlplattform positionierte sich die Grüne Partei klar links. Die
Delegiertenversammlung fasste zudem den Entscheid, die Initiative „Für
menschenfreundlichere Fahrzeuge“ (Stopp-Offroader-Initiative) der Jungen Grünen zu
unterstützen. Zur Initiative für eine Einheitskrankenkasse, welche die Grünen
mitlanciert hatten, wurde mit 107 zu 10 Stimmen bei 9 Enthaltungen die Ja-Parole
beschlossen. Die Zuger Alternativen erhielten von den Delegierten den
Beobachterstatus bei der Grünen Partei Schweiz zugesprochen. 35

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.01.2007
SABINE HOHL
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Liberale Parteien

Der in der Europafrage geschlossene LdU forderte im Wahljahr 95 rasche
Verhandlungen über den EU-Beitritt und warf den bürgerlichen Parteien CVP und FDP
vor, die Europafrage zu tabuisieren. Gleichzeitig betonte er innere Reformen als
Voraussetzung für eine Öffnung der Schweiz. Nötig sei die Durchsetzung
marktwirtschaftlicher Grundsätze durch ein strenges Kartellverbot, die Aufhebung des
Saisonnierstatuts, die Herstellung der Freizügigkeit des Personenverkehrs und der
Ersatz der Planwirtschaft im Agrarsektor durch eine marktwirtschaftliche Ordnung. Das
Subventionswesen sei neu zu regeln, indem unter anderem Subventionen alle zehn
Jahre auf ihre Notwendigkeit hin überprüft werden müssten. Die Partei wiederholte
ausserdem ihre Forderung nach einem parlamentarischen Konkurrenzsystem.
Die Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative «Schluss mit der
Schuldenwirtschaft», welche der LdU zu Beginn des Jahres lanciert hatte, brach er im
März 1996 wieder ab. 36

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.08.1995
EVA MÜLLER

Konservative und Rechte Parteien

Die Schweizer Demokraten setzten im Berichtsjahr ihren Kampf gegen den Beitritt zum
EWR energisch fort und übten heftige Kritik am bundsrätlichen Gesuch um die
Aufnahme von EG-Beitrittsverhandlungen. Die SD, unterstützt von ihrem
Fraktionspartner «Lega dei Ticinesi», lancierten eine Volksinitiative «EG-
Beitrittsverhandlungen vors Volk», um den Bundesrat in seiner Integrationspolitik zu
bremsen. Neben der Einschränkung direktdemokratischer Instrumente machten die SD
vor allem die Gefahr einer Einwanderungsflut und Wohnungsnot als Argumente gegen
den EWR-Beitritt geltend. Die Nein-Parole zur EWR-Abstimmung wurde von den
Delegierten einstimmig beschlossen. 37

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

In den eidgenössischen Wahlkampf zog die Partei vorab mit einer aggressiven Politik
gegen Ausländer und Asylsuchende unter dem umstrittenen, da historisch gewichtig
besetzten Motto «Das Boot säuft ab». Hauptforderungen waren der vollständige
Einwanderungs- und Aufnahmestopp für Asylbewerber, die Kündigung des Genfer
Flüchtlingsabkommens sowie eine Reduktion des Ausländerbestandes auf EU-Niveau.
Heftigen Widerstand meldete die FPS gegen den EU-Beitritt oder Zugeständnisse im
freien Personenverkehr an. Eine harte Linie fuhr die Partei auch in Drogenfragen, wo sie
der Liberalisierung den Kampf ansagte. Nach wie vor eliminieren will sie zudem die
direkte Bundessteuer. 38

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.08.1995
EVA MÜLLER

An ihrer Delegiertenversammlung in Frauenfeld (TG) beschloss die EVP die Ja-Parole
mit 109:12 Stimmen zur Schengen/Dublin-Vorlage und mit 98:20 Stimmen zur
Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Mitglieder. Anschliessend
verabschiedeten die Delegierten eine Islam-Resolution, worin sie die Unantastbarkeit
der Glaubensfreiheit in der Schweiz betonten. Im Umgang mit dem Islam brauche es
gegenseitige Toleranz, weshalb ein generelles Kopftuchverbot abgelehnt wurde;
zugleich forderte die EVP christlichen Religionsunterricht auf der Primarschulstufe. 39

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst trat die CSP des französischsprachigen Wallis, die im Frühling in den
Grossratswahlen des Kantons einen Sitz hatte erringen können, der CSP Schweiz bei.
Diese setzte sich bis anhin aus den Kantonalsektionen Jura, Zürich, Luzern, Obwalden
(als assoziiertes Mitglied) und Freiburg zusammen. Die CSP Schweiz befürwortete
einstimmig das Schengen/Dublin-Abkommen, mit lediglich einer Gegenstimme die
Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Länder sowie mit grosser
Mehrheit das Partnerschaftsgesetz und das Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft.
Zu den Sonntagsverkäufen in Bahnhöfen gab sie die Nein-Parole heraus [53]. 40

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Die EDU unterstützte die Referenden gegen das Polizei- und Asylabkommen von
Schengen und Dublin und gegen die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf die
neuen EU-Länder. Dementsprechend empfahl sie, die Vorlagen in der Volksabstimmung
abzulehnen. Zum Partnerschaftsgesetz gab sie die Nein-Parole heraus, da ihrer
Meinung nach nur die Ehe als staatstragende Institution geschützt werden soll. Negativ
beurteilte sie auch die Sonntagsverkäufe in Zentren des öffentlichen Verkehrs, das
Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft hiess sie hingegen gut. 41

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr beschlossen die Schweizer Demokraten an einer ausserordentlichen
Delegiertenversammlung, das Referendum gegen die Ausdehnung der
Personenfreizügigkeit auf Rumänien und Bulgarien zu ergreifen. Zudem fassten sie die
Nein-Parole zur Unternehmenssteuerreform IIund beschlossen Stimmfreigabe für die
Initiative gegen Kampfjetlärm in Tourismusgebieten. 42

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.12.2007
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung im August in Schaffhausen lehnte die EDU die
Weiterführung und Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit der EU ab. Sie
unterstützte die Referenden gegen die Personenfreizügigkeit, gegen das revidierte
Betäubungsmittelgesetz und gegen die Einführung biometrischer Pässe. Zur
Hanfinitiative und zum revidierten Betäubungsmittelgesetz wurde einstimmig die Nein-
Parole ausgegeben. Die Delegierten diskutierten zudem die parteiinternen Strukturen.
Die Partei strebt eine Reorganisation der Geschäftsleitung an. Christian Waber kündigte
an, das Nationalratsmandat bald abzugeben und dafür in Zukunft mehr Zeit für die
Arbeit im Parteisekretariat aufzuwenden. 43

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.08.2008
SABINE HOHL

Die Schweizer Demokraten unterstützten die Initiative „gegen Behördenpropaganda“
und die Initiative „für demokratische Einbürgerungen“, den Gesundheitsartikel lehnten
sie ab. Aktiv waren die SD vor allem beim Referendum gegen die Personenfreizügigkeit
mit der EU, für das sie Unterschriften sammelten. Sie hofften auf einen Aufschwung für
ihre Partei durch die Tatsache, dass die SVP das Referendum nicht aktiv unterstützte.
Die Schweizer Demokraten lehnten die Hanfliberalisierungsinitiative und die Initiative
für die Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts ab, die Initiative für die
Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kindern unterstützten sie. 44

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.08.2008
SABINE HOHL

Im Dezember traten die EVP-Delegierten in Aarau zusammen. Sie befürworteten die
Personenfreizügigkeit mit der EU fast einstimmig und verabschiedeten eine Resolution
mit zwölf Massnahmen gegen die Finanzkrise, darunter neue Bonussysteme und eine
Beteiligung des Bundes an der UBS mittels Aktienkapital oder Krediten. 45

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2008
SABINE HOHL

Bei der Parolenfassung Anfang September wurde die Position der BDP gegenüber den
Bilateralen Verträgen mit der EU verdeutlicht. Die Masseneinwanderungsinitiative, bei
der die Delegierten ohne Diskussion einstimmig die Nein-Parole empfahlen, würde das
Verhältnis zwischen der EU und der Schweiz auf die Probe stellen. Es gelte sachlich und
nicht emotional zu urteilen, warnte BDP-Parteipräsident Landolt. Nationalrätin Ursula
Haller (BE) kritisierte den SVP-Präsidenten Toni Brunner, der den Bundesrat im
Zusammenhang mit dessen Europapolitik als Landesverräter bezeichnet hatte. 46

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2013
MARC BÜHLMANN
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Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse setzte sich in der Volksabstimmung vom
8. Februar erfolgreich für die Weiterführung der Personenfreizügigkeit mit der EU und
ihrer Ausdehnung auf die neuen Mitgliedsstaaten Bulgarien und Rumänien ein. In der
Innenpolitik warnte er davor, die Wirtschaftskrise mit massiven staatlichen
Konjunkturförderungsprogrammen zu bekämpfen und damit die Staatsverschuldung in
die Höhe zu treiben. 47

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.09.2009
HANS HIRTER

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Heftig umstritten in der AUNS war, ob sie sich an dem von den Schweizer Demokraten,
der Jungen SVP und der Lega ergriffenen Referendum gegen die Weiterführung und
Ausweitung des Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU beteiligen soll.
Nachdem sie zuerst eine Beteiligung angekündigt hatte, vollzog sie, wie auch die SVP,
eine Kehrtwende. AUNS-Präsident Schwander (svp, SZ) beklagte sich in der Folge über
den zu grossen Einfluss von SVP-Politikern im Vorstand der AUNS, welche auch
verhindert hatten, dass den AUNS-Mitgliedern Unterschriftenbogen für das
Referendum zugestellt wurden. Nachdem das Referendum ohne ihre Mithilfe zustande
gekommen war, fasste die AUNS, wie später auch die SVP, die Nein-Parole zur
Personenfreizügigkeit. 48

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.12.2008
HANS HIRTER

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Das Referendum der Lega und der SD gegen die bilateralen Verträge mit der EU wurde
von den Gewerkschaften nicht unterstützt. Es bestanden zwar in den Reihen der
Gewerkschaften ernsthafte Befürchtungen über Lohndumping nach der Einführung der
Freizügigkeit im Personenverkehr. Mit den vom Parlament beschlossenen
Begleitmassnahmen, welche insbesondere eine erleichterte
Allgemeinverbindlichkeitserklärung für Gesamtarbeitsverträge brachten, wurde diesen
Ängsten aber weitgehend Rechnung getragen. Vor den Parlamentsverhandlungen hatte
die Gewerkschaft Bau und Industrie (GBI) beschlossen, die Verträge mit einem
Referendum zu bekämpfen, falls diese Begleitmassnahmen nicht zu ihrer Zufriedenheit
ausfallen würden. Später doppelte der SGB nach, indem er unmittelbar vor Beginn der
Ratsdebatten bekannt gab, dass er sein Sekretariat mit der Vorbereitung der Kampagne
für ein allfälliges Referendum beauftragt habe. 49

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.10.1999
HANS HIRTER

Nachdem der SGB bereits während der parlamentarischen Beratungen im Herbst 1999
gedroht hatte, die bilateralen Verträge mit der EU zu bekämpfen, wenn die
arbeitsmarktlichen Begleitmassnahmen unbefriedigend ausfallen würden, erneuerte er
seine Drohung im Berichtsjahr, als die Verhandlungen im Baugewerbe über einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag ins Stocken gerieten. Nachdem die Situation dank der
Vermittlung durch Wirtschaftsminister Couchepin deblockiert war, und die
Vertragsverhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden konnten, gab der SGB die Ja-
Parole zu den Abkommen mit der EU aus. 50

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.04.2000
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) präsentierte im Mai 2011 einen Katalog
mit Forderungen zur Personenfreizügigkeit. Anhand des Berichtes des
Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco) besteht bei den flankierenden Massnahmen
gegen Lohndumping im Rahmen der Personenfreizügigkeit ein Vollzugsnotstand. Die
SGB forderte deshalb, dass künftig 50% sämtlicher Neuanstellungen in der Schweiz auf
Lohndumping überprüft werden, dass der Bund und die Kantone verbindliche
Mindestlöhne durchsetzen und dass Lücken im Gesetz, wie zum Beispiel die
Solidarhaftung von Generalunternehmen, geschlossen werden. 51

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.05.2011
DEBORA SCHERRER
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5) Presse vom 3.5.02.
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01.01.90 - 01.01.20 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



7) TA, 3.12.09; SGT und SN, 9.12.09.
8) BBl, 2010, S. 4649 (Vernehmlassungsverfahren); Medienmitteilung des EJPD vom 10.12.10.
9) Bund und NZZ vom 27.5.91
10) LZ, 21.9.95; Presse vom 11.2.95; NF, 17.11. und 30.11.95; Bund, 21.11. und 24.11.95
11) Presse vom 3.4.96; NZZ, 4.4.96; SoZ, 7.4.96
12) Presse vom 20.10.97; SVP-Positionspapier Asylpolitik (1997). Effektiv und glaubwürdig 
13) SVP-Positionspapier (1998). «Migrationspolitik – glaubwürdig und zukunftsorientiert»; TA, 28.3.98
14) Presse vom 21.8.00. 
15) Presse vom 28.10.02.
16) Presse vom 7.2.05.
17) Presse vom 27.6.05.
18) NZZ, 8.1.05; Presse vom 10.1.05. Zum Thesenpapier siehe auch Presse vom 13.8.05.
19) Bund und NZZ, 25.6.07.
20) SGT, 19.6.08; TA, 28.6.08; NZZ, 5.7.08; Presse vom 7.7.08.
21) NZZ und Bund, 1.9.08.
22) NZZ, 15.9.08.
23) Bund und TA, 30.10.08; Bund, 19.11.08; Bund und NZZ, 1.12.08.
24) NZZ, 11.2.09.
25) NZZ, 4.5.09.
26) NZZ, SZ und NLZ 9.2.10.
27) NZZ, 9.3.10; TA, 10.3.10.
28) Presse vom 7.1.11; QJ und Lib., 31.1.11; TG, 11.2.11; CdT, 12.2.11; Presse vom 14.2.11; WoZ, 31.3.11; AZ, 27.9.11; Presse vom
11.10.11; WW, 13.10.11.
29) SoBli, 18.3.12; Presse vom 1.4.12; WoZ, 5.4.12; NZZ, 25.6. und 20.7.12; LT, 3.9.12; Blick, 5.9. und 6.9.12; TA, 6.9.12; Presse
vom 7.9., 8.9. und 10.9.12; NZZ, 18.10.12.
30) BaZ, 9.8.13.
31) NZZ, 18.1.13; AZ, 26.9.13; Blick, 24.10.13; NZZ, 28.10.13.
32) NLZ, 2.9.96
33) Presse vom 24.5. und 29.8.05.
34) NZZ, 21.2., 29.8. und 8.11.05.
35) NZZ, 20.1.07; TA, 27.1.07; Presse vom 29.1.07.
36) Presse vom 13.2.95; NZZ, 16.8.95
37) BBl, 1992, III S.1402 f. ; Bund vom 22.6.92; BZ und TA vom 18.7.92; NZZ vom 19.10.92; Schweizer Demokrat (1992) Nr. 7
38) NZZ, 28.8.95
39) NZZ, 2.5.05; SGT, 3.5.05.
40) Presse vom 5.9.05.; TA, 4.4., 5.9. und 26.11.05; NZZ, 31.5.05.
41) NZZ, 17.1. und 2.5.05; TA, 22.8.05.
42) NZZ, 17.12.07
43) TA und SN, 18.8.08.
44) LT, 22.4.08; Bund, 26.6.08; LT, 25.8.08.
45) NZZ, 8.12.08.
46) BaZ, 2.9.13.
47) NZZ, 5.9.09.
48) TA, 10.7., 13.8., 30.10. und 4.11.08; Blick, 11.7.08; BZ, 12.7.08; SoZ, 20.11.08; AZ, 9.12.08.
49) TA, 10.5.99 und 24h, 11.10.99; NZZ, 26.8.99 und 24h, 19.10.99
50) CdT, 11.3.00; LT, 11.3. und 13.3.00; NZZ, 4.4.00; AZ, 12.4.00. Vgl. SPJ 1999, S. 399 f. Siehe auch oben, Teil I, 7a
(Gesamtarbeitsverträge).12
51) NZZ, 21.5.11.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 12


